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Berichterstatter : 

Abgeordneter Arndgen 

Antrag des Ausschlusses: 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, 

bei Handhabung der Richtlinien zur Gewährung von Bundesbeihilfen 
zum Ausgleich von Harten im Rahmen der betrieblichen Alters- 
fürsorge vom 17. Oktober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 204) sicher- 
zustellen, daß 

1. die ehemaligen Angehörigen der im Olsa-Gebiet gelegenen Betriebe 
bzw. deren Hinterbliebene mit Rücksicht auf die für sie gegebenen 
besonderen Verhältnisse mit den ehemaligen Angehörigen der im 
früheren Protektorat Böhmen und Mähren gelegenen Betriebe 
bzw. deren Hinterbliebenen gleichgestellt werden; 

2. in den Fällen des Abschnittes V Abs. 2 die in der maßgeblichen 
Betriebsregelung für die Erlangung betrieblicher Altersfürsorge- 
Leistungen vorgesehene Wartezeit (Beschäftigungsdauer) auch dann 
noch als erfüllt anzusehen ist, wenn sie um nicht mehr als 
20 V. H. deshalb unterschritten wird, weil das Beschäftigungs- 
verhältnis infolge des Krieges oder seiner Nachwirkungen auf- 
gegeben wurde; 
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3. künftig in den Fällen, in denen ein bundesbeihilfe-berechtigter 
Antragsteller vor Bewilligung oder Auszahlung der Bundesbei- 
hilfe verstirbt, der bis zum Sterbetag anfallende Bimdesbeihilfe- 
betrag auf Antrag seinem Ehegatten bzw. einem Verwandten auf- 
oder absteigender Linie ausgezahlt werden kann, sofern nachge- 
wiesen wird, daß diese Person in häuslicher Gemeinschaft mit 
dem Verstorbenen gelebt hat. 

Als Zeitpunkt des Inkrafttretens der imter 1. und 2. genannten 
Beschlüsse soll der 1. Januar 1956 zugrunde gelegt werden. 


Bonn, den 22. März 1956 


Der Ausschuß für Sozialpolitik 

Richter Arndgen 

Vorsitzender Berichterstatter 



